
Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin: A.T.

Beklagter: Finanzamt Stuttgart-Körperschaften

Beteiligter: Bundesministerium der Finanzen

Gegenstand

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesfinanzhof — Auslegung von
Art. 8 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spal-
tungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch
von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen
(ABl. L 225, S. 1) und der Art. 43 und 56 EG — Gesellschafter, der
Anteile am Gesellschaftskapital der erwerbenden Gesellschaft im Aus-
tausch für Anteile der erworbenen Gesellschaft erhält — Besteuerung
des Gesellschafters der erworbenen Gesellschaft — Steuerrecht eines
Mitgliedstaats, das die Möglichkeit für den Gesellschafter, die erworbe-
nen Anteile mit dem Buchwert anzusetzen (Buchwertansatz), von der
Voraussetzung abhängig macht, dass die erwerbende Gesellschaft die
eingebrachten Anteile ihrerseits auch mit dem Buchwert angesetzt hat
(doppelte Buchwertverknüpfung)

Tenor

Art. 8 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 90/434/EWG des Rates vom
23. Juli 1990 über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, Spal-
tungen, die Einbringung von Unternehmensteilen und den Austausch
von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener Mitgliedstaaten betreffen,
steht einer Regelung eines Mitgliedstaats entgegen, nach der ein Aus-
tausch von Anteilen dazu führt, dass bei den Gesellschaftern der erwor-
benen Gesellschaft der Einbringungsgewinn in Höhe des Unterschieds-
betrags zwischen den ursprünglichen Anschaffungskosten der eingeb-
rachten Anteile und ihrem Verkehrswert besteuert wird, sofern die
erwerbende Gesellschaft nicht den historischen Buchwert der eingeb-
rachten Anteile in ihrer eigenen Steuerbilanz ansetzt.

(1) ABl. C 247 vom 20.10.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom
11. Dezember 2008 — Kommission der Europäischen

Gemeinschaften/Hellenische Republik

(Rechtssache C-293/07) (1)

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Richtlinien
79/409/EWG und 92/43/EWG — Erhaltung der wildlebenden
Vogelarten — Besondere Schutzgebiete — Unzureichende

Schutzmaßnahmen)

(2009/C 32/06)

Verfahrenssprache: Griechisch

Parteien

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro-
zessbevollmächtigte: M. Konstantinidis, D. Recchia und
M. Patakia)

Beklagte: Hellenische Republik (Prozessbevollmächtigte:
E. Skandalou)

Gegenstand

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen die
Art. 4 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom
2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten
(ABl. L 103, S. 1) in Verbindung mit Art. 4 Abs. 4 dieser Richt-
linie in der Fassung des Art. 6 Abs. 2 bis 4 der Richtlinie
92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und
Pflanzen (ABl. L 206, S. 7) — Fehlender Schutz der besonderen
Schutzgebiete — Vorhandensein von Tätigkeiten, die die Integri-
tät der besonderen Schutzgebiete beeinträchtigen und negative
Folgen für ihre Schutzziele und für die Arten nach sich ziehen
können, für die diese Gebiete festgelegt worden sind

Tenor

1. Die Hellenische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen
aus Art. 4 Abs. 1 und 2 der Richtlinie 79/409/EWG des Rates
vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wildlebenden Vogelar-
ten in Verbindung mit Art. 4 Abs. 4 Satz 1 dieser Richtlinie in
der durch Art. 6 Abs. 2 der Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie
der wildlebenden Tiere und Pflanzen geänderten Fassung verstoßen,
dass sie nicht alle erforderlichen Maßnahmen für den Erlass und die
Anwendung einer zusammenhängenden, konkreten und abgeschlos-
senen rechtlichen Regelung getroffen hat, die geeignet ist, die dauer-
hafte Bewirtschaftung und den wirksamen Schutz der ausgewiese-
nen besonderen Schutzgebiete im Hinblick auf die Schutzziele der
Richtlinie 79/409/EWG sicherzustellen.

2. Im Übrigen wird die Klage abgewiesen.

3. Die Hellenische Republik trägt die Kosten.

(1) ABl. C 182 vom 4.8.2007.

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 11. Dezember
2008 — Kommission der Europäischen Gemeinschaften/

Département du Loiret, Scott SA

(Rechtssache C-295/07 P) (1)

(Rechtsmittel — Staatliche Beihilfen — Vorzugspreis für ein
Grundstück — Entscheidung der Kommission — Rückforde-
rung einer mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbaren Bei-
hilfe — Aktualisierter Wert der Beihilfe — Zinseszinssatz —
Fehlen einer Begründung — Vollständige Nichtigerklärung —

Zulässigkeit)

(2009/C 32/07)

Verfahrenssprache: Französisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaf-
ten (Prozessbevollmächtigter: J. Flett)
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